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VERWALTUNGSGERICHT KÖLN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

verkundet am: 19 04 20'16

Sohm'tt
Vertaltungsgeriohtsbesohäf tigte
als Urkurdsbeantin der
Geschäfüstdle

In dem verwaft ungsgerichfl ichen Verfahren

S. 5,/1?

5 K 6305/15

des Herrn-llDlllllt rffll

Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Becher und Dieckmann, Rathausgasse 1 1a, 531'1 1 Bonn'

cz.: 318/15 c,

ge9en

das Jobcenter Bonn, Rochusstraße 6, 53123 Bonn'

Gz,: 61 2.a-531 D040585'

Klägers,

0 3. MAt 2016

BECH!R ,t l: l

Beklagten,
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wegen Ausländer- und Auslieferungsrecht

hat die 5. Kammer

aufgrund der mündlicien Verhandlung

vom 1g.April 2016

durch

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht
den Richter am VeJwaltungsgerichl
die Richterin am Verwaltungsgericht
den ehrenamtlichen Richter
den ehrenamllichen Richter

Böllinger,
Hofmann,
Schuster,
Bartel und
Lenz

für Recht erl(annt:

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Vertahrens.

Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand

Der aus Syrien stammende Kläger ist deutscher Staatsangehöriger und von Beruf
selbstständiger {l}
Unter dem 24. OKober 2013 verpflichtete sich der l(äger gegenüber der für seinen
Wohnort zuständigen l(eisverwaltung Ahrweiler, u.a. nach S 68 des Aufenthaltsgeset-
zes die Kosten für den Lebensunterhalt seines Vaters, des syrischen Staatsangehöri-
gen 5l-nd seiner Schwestem, llbünd lffF, zu tragen.
Hiezu untezeidrnete er drei Verpflicfitungserldärungen auf dem Formular der Burdes.
druckerei (Ausgabe 2011) Artikel-Nr. I0150 sowie eine Zusatzerklärung. Zur Dauer der
Verpflichtung ist in den Verpflichtungserklärungen ausgeführt: "vom Tag der voraus-
sichtlicien Einreise am 'sofort" bis zur Beendigung des Aufenthalts des o.g. Auslän-
dervin oder bis zur Erteilung eines Aufenthaltstitels zu einem anderen Aufenthalts-
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zweck". lm Feld Bemerkungen ist unter anderen als Zweck des Aufenthalts ausgeführt:

Äufnahme syrische Flüchtlinge".

Die Ausländerbehörde der Kreisverwaltung Ahrweiler erteilte daraufhin auf der Grund-

lage der Aufnahmeanordnung Syrien des Landes Rheinland-Pfalz (Anordnung des Mi-

nisteriums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz gemäß

S 23 Abs. 1 Aufenthc zur Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen für syrische Flüchtlin-

ge, die eine Aufnahme durch ihre in Rheinland-Pfalz lebenden VeMandten beantragen,

vom 30. August 201'3 - Azj 19 335-5:725-Syrien 2103) eine Vorabzustimmung zur Er-

teilung eines Msums an die betreffenden syrischen Staatsangehörigen.

Mit einem entsprechenden Visum der deutschen Botschafr in Ankara reisten die FamF

lienangehörigen des Kläger danach am 19. Mätz 2014 in das Bundesgebiet ein und

erhietten unter dem 28. April 2O'14 von der Kreisverwaltung Ahrweiler befristete Aufent-

haltserlaubnisse nach S 23 Abs. 1 Aufenthc.

Am 30. Mai 2014 stellten die Eltern und die beiden Schwestern des Klägers Asylanträ-

ge. Mit Bescheiden vom 25. November 2014 erkannte das Bundesamt für Migration und

Ftu.irtting" den Betroffenen die Flüchtlingseigenschaft zu Gleichzeitig wurde die Asyl-

berechtigung anerkannt. Den Familienangehörigen des Klägers wurden daraufhin am

26. Januar 2015 befristete Aufenthaltserlaubnisse nach S 25 Abs l Aufenthc erteilt'

Seit Dezember 2014 sind der Vater und die Schwestern des Klägers in einer vom Klä-

ger angemieteten Wohnung in Bonn gemeldet. Seit dem I Februar 2015 gewährt das

beklagte Jobcenter Bonn den Genannten Leistungen nach dem SGB ll'

Mit Schreiben vom 24. April 2015 teilte das beklagte Jobcenter dem Kläger die Absicht

mit, ihn zur Erstattung der an seine Familienangehörigen gezahlten Hilfen in Anspruch

zu nehmen.

Hiergegen wandte sich der Kläger mit Schreiben seines Prozessbevollmächtigten vom

ao. Äoiit uno 20. Mai 2015 und machte geltend: Die abgegebene Verpflichtungserklä-

rung bestehe nicht mehr. Die Verpflichtung, die Kosten des Lebensunterhalts zu tragen'

ende, wenn der ursprüngliche Aufenthaltszweck durch einen anderen erseta werde'

Vorliegend sei als Zweckbestimmung die "Aufnahme 
slrischer FlÜchllinge" festgehal-

ten. Die Verpflichtungserklärung sei damit nur ftir einen Aufenthalt im Rahmen des Lan-

desaufnahmeprogramms für syriscfie Flüchtlinge abgegeben worden Die Ausstellung

einer auf Aufenthaltserlaubnis nach S 25 Abs. 1 Aufenthc stelle einen Wechsel des

Aufenthaltszwecks dar. Diese Auffassung werde u a' auch vom Innenminislerium NRW

in der Landesanordnung zur Aufnahme syrischer Flüchtlinge vom 24' April 2015 (Az :

122-39.12.03-1 -13-3416) vertreten.

Mit Bescheid vom 28. Maistellte das beklagte Jobcenter fest, dassder Kläger aufgrund

der Verpflichtungserkhrungen vom 24. oKober 2013 zur Erstettung der an seine FamF

tlenangähorigen im Zeitraum vom 1 Februar bis 31 . Mai 2015 gewäh en Hilfen in Höhe

von 5.358.80 € verpflichtet sei, und forderte den Kläger zur Überweisung des EIStat-

tungsbetrages auf.
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Hiergegen erhob der Kläger entsprechend der dem Bescheid beigegebenen Rechtsmit-
telbelehrung Widerspruch, den das Jobcenter Bonn mit V\4derspruchsbescheid vom 2.

Juli 2015 zurückwies.

Entsprechend der dem Widerspruchsbescheid beigegebenen Rechtsbehelfsbelehrung
hat der Kläger darauftiin am 28. Juli 2015 Klage vor dem Sozialgericht Koblenz erho-
ben. Das Sozialgericht Koblenz hat die Sache mit Beschluss vom 16. September 2015
an das Verwaltungsgericht Köln veMiesen. Zu Begründung seiner Klage veMeist der
Kläger auf sein Vorbringen im Verwallungsverfahren.

Oer Kläger hat schrifisätzlich beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 28, Mai 2015 in der cestalt des Vviderspruchs-
bescheides vom 2. Juli 2015 aufzuheben.

Das beklagte Jobcenter beantragt,

die Klage abzuweisen.

Es veMeist zu Begründung auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Di.isseldorf
vom 1- Mäz 2016 - 2. K7814hS - . Das Gericht habe in dieser Entscheidung zutref-
fend darauf abgestellt, dass der Aufenthaltszweck, Schuk vor den bürgerkriegsbeding-
ten Lebensverhältnissen in Syrien zu erhalten, unabhängig von der Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach S 25 Abs. 2 Aufenthc fortbestehe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
C€richtsakten sowie der beigezogenen Verwaltungsvorgänge ergänzend Bezug ge-
nommen.

Entscheidungsgründe

Die Klage isl unbegründet.

Der Bescheid des beklagten Jobcenters vom 28. Mai 2015 ist rechtmäßig und verletä
den Kläger nicht in seinen Rechten. Das beklagte Jobcenter nimmt den Kläger zu Recht
ftir die Leistungen in Anspruch, die es den syrischen Staatsangehörigen Sulaiman,
Shilan und lmam Hussein im Zeitraum vom 1. Februarbis3l. Mai 2015 gewährt hat.

Der Bescheid findet seine Rechtsgrundlage in S 68 Aufenthc.

Gemäß S 68 Abs. 1 Aufenthc hat derjenige, der sich der Ausländerbehörde oder einer
Auslandsvertretung gegenüber verpflichtet hat, die Kosten für den Lebensunterhalt ei-
nes Ausländers zu tragen, sämtliche öffentliche Mitteizu erstatten, die für den Lebens-
unterhalt des Ausländers einschließlich der Versorgung mit Wohnraum und der Versor-
gung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürfrigkeit aufgewendet werden, auch soweit

S. B/l?
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die Aufwendungen auf einem gesetzlichen Anspruch des Ausländers beruhen. Aufwen-

dungen, die aufeiner Beitragsleistung beruhen, sind nicht zu erstaften.

Die Verpflichtung erfolgt durch eine entsprechende einseitige empfangsbedürftige Wl-
lenserklärung, die gemäß S 68 Abs. 2 S. 1 Aufenthc der Schrifrform bedarf. Sie ist ge-

mäß S 68 Abs. 2 S. 2 AufenthG nach Maßgabe des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

vollstreckbar, woraus zugleich folgt, dass die erstattungsberechtigte Stelle befugt ist'

den Erstattungsanspruch durch VeMaltungsakt (Leistungsbescheid) geltend zu ma-

cnen.

Vgl. hiezu: BVerwG, Urteile vom 24. November'1998 - 1 C 33197 - BVerwGE

10S, S. 1 ff (zu S 84 Auslc 1990) und vom '13. Februar 2014 - 1 c 4113 -
BVeMGE 149, S. 65 ft; Rückschluss aus S 3 Abs. 2 VWVG.

Hier sind die vom Kläger abgegebenen Verpflichtungserklärungen wirksam zustande

gekommen.

Der Kläger hat die Verpflichtungserklärung auf dem bundesweit verwendeten Formular

mit der Artikel Nr. 10150 der Bundesdruckerei abgegeben und eigenhändig unter-

schrieben. Die Verpflichtungserklärung entsPricht damit der Schriftform S 138 BGB' Sie

ist mit dem Zugang bei der zuständigen Ausländerbehörde am Wohnort des Klägers

wirksam geworden.

Dass die Erklärung unter Ausnutzung einer Zwangslage des Klägers zustande get(om-

men wäre, was zu ihrer Nichtigkeit nach S 138 BGB führen könnte, oder der Kläger sich

- soweit dies überhaupt als rechtlich möglich angesehen wird ' durch einseitige Erklä-

rung im Wege des Vüderrufs, der KünOigung oder der Anfechtung analog S 1 19 ff' BGB

vorider Verpfrichtungserklärung wirksam gelöst hätte, wird vom Kläger nicht geltend

gemacht und ist vor dem Hintergrund der insoweit zu beachtenden rechtlichen Maßstä-

be

- vgl. zur damaligen Aufnahmeregelung für Flüchtlinge aus Bosnien-Hezegowina:

BVerwG, udeil vom 24. November 1998 a.a.O -

nicht ersichtlich. In dem vom Kläger unterschriebenen Formular der verpflidltungserklä-

rung ist festgehalten, dass der Kläger von der Ausländerbehörde auf den Umfang und

diebauer dlr Haftung und über die Bindungs/virkung der Verpflichtung hingewiesen

wurde. Der Kläger hat diesbezüglich auch eine Zusatzerklärung unterschrieben und

wurdedamitauchausreichendüberdieRisikendervonihmabgegebenenErk|ärung
belehrt.

Die vom Kläger eingegangene Verpflichtung zur Übernehme der Lebenshaltungsl<osten

der syriscnei ftucntlinge erfasst die hier streitigen Leistungen und insbesondere auch

den hier maßgeblichen Leistungszeitraum
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Inhalt und Reichweite einer Verpflichtungserklärung nach S 68 Aufenthc sind im Wege
der Auslegung anhand objeKiver Umstände in entsprechender Anwendung von S 133
und '157 BGB konkret zu bestimmen.

BVerwG, Urteil vom 24. November 1998 a.a.O.

Maßgebend ist dabei zunächst der erklärte Wlle, wie ihn der Empfänger der Erklärung
bei objektiver Würdigung aller maßgeblichen Begleitumstände und des Zwecks der Er-
klärung verstehen konnte. Auf den Empfängerhorizont kann bei der Auslegung einer
Vvillenserklärung aber dann nicht entscheidend. abgestellt werden, wenn eine Erklärung
in einem Formular des Erklärungsempfängers abgegeben wird. In einem solchen Fall
kommt es maßgeblich jedenfalls auch darauf an, wie der Erklärende - hier also der
Kläger- die Eintragung in dem Formular hat verstehen dürfen, wobei Zweifelzu Lasten
des Formularverwenders gehen.

VGH Mannheim, Urteil vom 27 .02.20cf. - 1 1 S '1857105 - (uris); VG Trier, Urteil
vom 5. Juni 2012 - 1 K 1591/11.Tr - (juris); OVG Schleswig, Urteil vom 7. August
2013 - 4 LB 14l12- 0uris); OVG Lüneburg, Beschluss vom 5. Juni 2007 -11 LC
88/06 - 0uris)

Hier erfolgle die Verpflichtungserklärung des Klägers im Rahmen der Anordnung des
Ministeriums filr Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-pfalz ge-
mäß S 23 Abs. 1 Aufenthc ilber die Erteilung von Aufenthattserlaubnissen an syrische
Flüchtlinge, die eine Auhahme durdl ihre in Rheintand-Pfatz lebenden Verwandten be-
antragen, vom 30. August 2013, Az.:19 335-5:725.Syrien 2t03. Ausgangslage dieser
Aufnahmeanordnung war es, dass es aus humanitären Gründen geboten erschien, über
die entsprechende Anordnung des Bundesministeriums des Inneren vom 30. Mai 2013
hinaus weiteren vom syrischen Bürgerkrieg betroffenen sydschen Staatsangehörigen
den Weg zu einer Aufenthaltserlaubnis zu ermöglichen. Hiezu sollten syrischen
Staatsangehörigen dine Aufenlhaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie vom Bürgerkieg
in Syrien betroffen waren, verwandtschafrliche Beziehungen zu in Rheinland-pfalz auf-
enthaltsberechtigten Personen hatten und nach Rheinland-Pfalz einreisen wollten. An-
ders als die vorangegangene Anordnung des Bundesinnenministeriums, sezte die
Landesanordnung zwingend voraus, dass das die aufenthaltsberechtigten personen
bereit und in der Lage waren, den Lebensunterhalt ihrer VeMandten während des Auf-
enthalts in Deutschland zu sichern. Fijr die Kosten des Lebensunterhafts der einreise-
willigen Person war danach eine Verpflichtungserklärung nach S 68 Abs. I S. 1

Aufenthc abzugeben, deren Geftungsdauer sich nach dem regelmäßig und auch hier
gebrauchten Formular der Bundesdruckerei Artikel Nr. 10150 

"vom 
Beginn der voraus-

sichtlichen Visumsgültigkeit bis zur Beendigung dbs Aufenthalts oder bis zur Erteilung
eines Aufenthaltditels zu einem anderen Aufenthaltszwecl( erstreckt.
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Die vor diesem Hintergrund übernommene Verpflichtung des Klägers, die Kosten des

Lebensunterhalts seiner im Wege des Aufnahmeverfahrens eingereisten Familienange-

hörigen zu tragen, ist hier nicht deswegen entfallen, weil diese nicht mehr im Besitz ei-

oer äuf der Grundlage der Aufnahmeanordnung erteilten Aufenthaltserlaubnis nach S 23

Abs. 1 Aufenthc sind, sondern Sozialleistungen erst in Anspruch nehmen' seitdem ih-

nen im Zuge der Anerkennung als Asylberechtigte eine Aufenthaltserlaubnis nach S 25

Abs. 1 Aufenthc erteilt worden ist. Nach Auffassung der Kammer stellt die Aufenthalte

erlaubnis nach S 25 Abs. 1 Aufenthc im gegebenen Zusammenhang kein "Aufenthalts-
titel zu einem anderen Aufenthaltszweclc im sinne der verpflichtungserklärung nach

dem einschlägigen Formular der Bundesdruckerei Artikel Nr' 10'150 dar'

Dabei stellt die Kammer in Rec*lnung, dass vorliegend durchaus geseEessystemati-

sche Überlegungen für einen Zweckwechsel und damit gegen den Fortbestand der

Verpflichtung sPrechen könnten

Nach dem in den SS 7 und I Aufenthc verankerten Trennungsprinzip wird ein Aufent-

haltstitel jeweils ftii einen bestimmten Aufenthaltszweck erteilt, an den das Gesetz je-

weils unterschiedliche Rechtsfolgen - ehva hinsichtlich der Verlängerung der Aufent-

ha|tser|aubnisoderderVerfestigungdesAufentha|tSoderderErforder|ichkeitdeSSi-
cherung des Lebensunterhalts usw. - knüpfr. Die einzelnen Rechtsgrundlagen zu Ertei

lung eiier Aufenthaltserlaubnis hat der GeseEgeber danach jeweils für spezifische' von

AuJandern verfolgte Aufenthaltszwecke geschaffen' Oie unterschiedtichen Anspruchs-

Uzw. ermacntigungsgrundlagen zur Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen beziehen

sich damit auf spezifische, ieweiis eigenständige Regelungsgegenstände Jeder

Rechtsgrundlage zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist nach dem Konzept des

Aufenthiaftsgeslues mit anderen Worten ein bestimmter Aufenthaltszweck zugeordnet'

Vgl. BVeruG, Urteil vom 19. März 2013 - 1 C 12 12 - (,uris); Urteil vom 9 Juni

2OO9 -1 c 11.08 - BVerwGE 134, '124

Mit der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aufgrund einer anderen Rechtsgrundlage

wird im Rahmen des AufenthaltsgeseEes mithin zugleich neuer Aufenthaltszweck be-

gründel, der den bisherigen Aufenthaltszweck entweder ersetzt oder neben ihn tritt'

Unter diesem Blickwinkel liegt bei Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach S 25 Abs l
oder 2 Aufenthc an Stelle einer Aufenthaltserlaubnis nach S 23 Abs l Aufenthc schon

wegen im Delail grundlegend anderer Erteilungsvoraussetzungen und Rechtsfolgen eln

zwäckwechsel vor. Oiese Sichtweise wird vorliegend noch dadurch unterstützt' dass -

nach der Vorscfirifr des S 51 Abs. 1 Nr' I Aufenthc eine nach S 23 Aufenthc erteilte

Aufenthaltserlaubnis sogar bereits mit stellung eines Asylantrages eriischt' was die

rechtliche Zäsur zwischen Kontingentaufnahme und Asylbegehren noch zusätzlich ver-

deutlicht.
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Aufgrund der,,fachsprachlichen Bedeutung" einen Zweckwechsel danach
beiahrend: VG Minden, Urteil vom 30. Mäa2016 - 7K2137/15 - (veröffentlicht in

NRWE).

Eine derartige, vor allem an der Geseeessystematik des Aufenthaltsgesetzes orientier-
te Auslegung des Begriffs 'Aufenthaltszweck' wird aus Sicht des erkennenden Gerichts
indessen dem gewollten Erklärungsinhalt der Verpflichtungserklärung nicht gerecht.

So ist im vom KJäger untezeichneten Formular der Verpflichtungserklärung eine be-
stimmte Ermächtigungsgrundlage naci dem Aufenthaltsgesetz, auf deren spezifische
ZweckseEung sich die Verpflichtungserklärung beziehen soll, weder ausdrücldich ge-
nannt nocir ist der Eintrag einer solchen konkreten Vorschrift im Formular überhaupt
vorgesehen. Die Einschränkung, dass die Verpffichtungserklärung nur für die Dauer des
Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis nach $ 23 Abs. 1 Aufenthc gelten soll, erschließt
sici aus ihrem Wortlaut auch sonst nicht. Die im Formular enthaftene Bemerkung ,Auf-
nahme syrische Flüchtlinge" rechtfertigt aus sich heraus eine dahingehende Beschrän-
kung nicht. Die mit der Erklärung übernommene Verpflichtung soll auch nicht - wie es
unter den dargestellten gesetzessystematischen Gesichtspunkten nahe läge - unter-
schiedslos bei Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels entfallen, sondern nur bei ,,Ef-
teilung eines Aufenthaltditels zu einem anderen Aufenthaltszweck".

Mit ihrem Wortlaut ist die einschlägige Passage im Formular der Bundesdruckerei Arti-
kel Nr. 10150 aus Sicfit des cerichts im Gegenteil erkennbar an die GrundsäEe ange-
lehnt, die das BundesveMaltungsgericht in seiner grundlegenden Entscheidung vom
24. November 1998,

Bverwc, Urteilvom 24. November'1998 - 1 C 33/97 - BVeMGE 108. S. 1 ff..

aufgestellt hat.

Das Bundesvemraltungsgericht hat in dieser Entscheidung ausgeführt, es liege in der
Entscheidung des Einzelnen, ob und in welchem Umfang er für den Unterhalt eines
Ausländers im Bundesgebiet aufkommen und damit die VorausseEung ftir desse n Auf-
enthalt schaffen wolle. Auf die rechtlichen Grundlagen und die nähere Ausgestaltung
des Aufenlhalts des Ausländers komme es nichl an. Die Unterhaltsverpflichtung erstre-
cke sich grundsätzlich auch auf Zeit€ume illegalen Aufenthalts einschließlich der Dauer
einer etwaigen Abschiebung. Sie ende, wenn sie nicht ausdrücklich befristet sei, nach
Maßgabe der Auslegung im Einzelfall mit dem Ende des vorgesehenen Aufenthalts
oder dann, wenn der ursprüngliche Aufenthaltszweck durch einen anderen ersetzt und
dies aufenthaltsrechtlich anerkannt sei.

Eine Bindung der Verpflichtungserklärung an konkrete aufenthaltsrechtliche Erteilungs-
vorschrifren hat das Bundesverwaltungsgericht damit ausdrücklich verneint urid bei der

s. tut1
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Frage nach der Reichweite der Verpflichtungserklärung stattdessen auf einen aus den

tatsächlichen Umständen abzuleitenden Aufenthaltszweck abgeslellt.

Wird diese auf der Grundlage des Ausländergesetzes 1990 zu S 84 AuslG ergangene

Rechtsprechung auf die gleichlautende Vorschrift des S 68 Aufenthc übertragen, ist bei

Auslegung der Verpflichtungserklärung und Ermittlung ihrer durch den Begriff ,,Aufent-

haltstitel zu einem anderen Aufenthattszweck" gezogenen Grenzen dementsPrechend

nicht die einzelne aufenthaltsrechtliche vorschrift sondern der der Erklärung ist zugrun-

de liegende Lebenssachverhalt in einem weit gefassten Sinne in den Blick zu nehmen'

Hierfftsprichtauch,dassderVerpflichtungsgebermitdenaUfenthaltsrecht|ichenDetai|.
fragen des geplanten Aufenthalts nicht notwendigerweise vertraut sein muss und ihm

deshalb eine Erklärung, die letälich eine iurisische Durchdringung des im Aufenthalts-

gesetz nunmehr veMirklichten Trennungsprinzips erforderte' nicht unterlegt werden

Kann.

Ausgehend davon, dass dementsprechend der Aufenthaltszweck nach den tatsächii-

chei Umständen des jeweiligen Aufenthalts zu bestimmen ist, sind Verpflichtungserklä-

rungen des Klägers dahingehend auszulegen, dass er sich verpflichtete, den Lebensun-

terhlt oer betreffenden syrischen Staatsangehörigen grundsätzlich für die gesamte

Dauer ihres bürgerkriegsbedingten Aufenthalts zu tragen'

We hler mit ausnihrlichen weiteren EMägungen: VG Düsseldorf, Urteil vom 1

Mätz 2016 - 22 K78'14l1 5 (iuris)'

Grundlage und Zweck der Verpflichtungserklärung war es' die vom Bürgerkrieg bekof-

fenen sy-rischen Staatsangehörigen aus teils beklagens/terten humanitären Verhältnis'

sen heäuszuholen und ihnen Aufenthalt in Deutschland zu ermöglichen. ob den auf

diesem Wege eingereisten syrischen Staatsangehörigen Aufenthaltserlaubnisse nach S

23 Abs. 1 o-der S 15 Abs. 2 Aufenthc werden hängt von den unterschiedlichen rechtli

chen Wegen au, Oen Oie aufgenommenen Flüchtlinge im Weiteren beschreiten Grund-

lage beider Aufenthaltserlaubnisse bleiben dabei aber die Bürgerkriegsverhältnisse in

siri"n, ot'n" deren humanitäre Folgen weder die Aufnahmeanordnung nach S 23

^55.1 ^ufenthG 
er|aeogn woroen, noch.die Aeytrngrkennung der betroffenen eyrigohen-

staatsangehörigen und die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach S 25 Abs l
AufenthC erfolgt wäre. Der Zweck, ihnen Schutz vor den bürgerkriegsbedingte n VeF

häftnissen in Syrien und den Anrainerdaaten zu gewähren, ist mangels ab\'1/eichender

Anhaltspunkte auch weiter alleiniger sachlicher Grund für den Aufenthalt der betroffe-

nen syrischen Staätsangehörigen im Bundesgebiet'

Diesem Auslegungsergebnis kann nicht entgegengehalten werden' dass die Erteilung

einerAufenthaitserlaubnis nach S 25 Abs. 1 Aufenthc nicht mehr von der Lebensunter-

i"ii*ti"n"tng abhängt, da insoweit allein der lnhalt der Verpflichtungserklärung maß-

oeblich ist.
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Vgl. zu den insoweit maßgeblichen GrundsäEen ausführlich: BVerwc, Urteilvom
13. Februar 2014 a.a.O., VG Oüsseldorf a.a.O.

Auct't s?nstigc Eiyvägungen zum Flüchtlingsrecht undier Richtlinie 2003/9/EGdcs Ra-
tes vom 27. Januar 2@3 zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von
Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten (Amtsblatt EU Nr. L 31 S. 18) hindem die Inan-
spruchnahme des Verpflicfitungsgebers nicht.

Vgl. hiezu Bverwc, Urteil vom 1 3. Februar 2014 a.a.O., VG Düsseldorf a.a.O

Eine Regelung dahingehend, dass die Verpflichtungserklärung von vornherein nur für
die Übergangszeit zwischen Einreise und absehbarer alsbaldiger Flüchtlingsanerken-
nung gefordert werde und im Übrigen die Allgemeinheit die Kosten des Lebensunter-
halts trägt, erschließt sich der Aufnahmeanordnung des Landes Rheinland-pfalz auch
ansonsten nicht.

Ob aus dem Umstand, dass die Aufenthaltserlaubnis nach der Aufnahmeanordnung für
bis zu zwei Jahre erteilt wird, eine entsprechende Befristung der Verpflichtungserklä-
rung gefolgert werden kann,

so: VG Düsseldorf, Urteilvom 1.Mätz2s16a.a.O.

brauchte das erkennende Gericht nicht zu entscheiden, denn der hier streitige Leis
tungszeitraum tiegt jedenfalls innerhalb einer etwa anzunehmenden Zwetahresfrist
nach Einreise oder Titelerteilung.

Nach alledem ergibt die Auslegung der von ihm abgegebenen Verpflichtungserklärun-
gen, dass das der Kläger für den hier slreitigen Zeitraum die Verpflicfitung übernommen
hat, für die Kosten des Lebensunterhafts seiner Familienangehörigen autsukommen.
Dass die syrisohen Staatsangehörigen, für die der Kläger seine Verpflichtungserklärung
abgegeben hat, zum ZeitpunK des Leistungsbezugs im Besitz einer Aufentha,tserlauL
nis nach 5 25 Abs. 1 Aufenthc waren, hindert die lnanspruchnahme des Klägers aus
der Ve rpflichtungse rklä ru ng nicht-

Das beklagte Jobcenter musste auch nicht im Wege einer Ermessensentscheidung
über die Heranziehung des Klägers befinden.

Es entspricht ständiger Rechtsprechung, dass der aus einer Erklärung nach S 68
Aufenthc Verpflichtete im Regelfall zur Erstattung heranzuziehen ist, ohne dass es da-
hingehender Ermessenserwägungen bedürfre. Ein Regelfall liegt vor, wenn die Voraus-
seEungen der Aufenthattsgenehmigung einschließlich der finanziellen Belaslbarkeit des
Verpflichteten im Verwaltungsverfahren geprüft worden sind und nichts dafür spricht,
dass die Heranziehung zu einer unzumutbaren Belastung ftihren könnte. Hingegen hat
die erstattungsberechtigte Stelle bei atypischen cegebenheiten im Wege des Ermes-

S. 1411?
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sens zu entscheiden, in welchem Umfang der Anspruch geltend gemacht wird und wel-

che Zahlungserleichterungen dem Verpflichteten gegebenenfalls eingeräumt werden

Wann in diesem Sinne ein Ausnahmefall vorliegt, ist anhand einer wertenden Betrach-

tung aller Umstände des Einzelfalls zu entscheiden und unterliegt voller gerichtlicher

Nachprüfung.

BVerwG, Urteite vom 14. November 1998 a.a.o. und 13. Februar 2014 a.a.o.

Hier hat der der Kläger nichts vorgetragen, was Anlass geben könnte, vom beklagten

Jobcenter vor der lnanspruchnahme des Klägers eine Ermessensentscheidung zu for'
dern. Allein der Umstand, dass Inanspruchnahme von Verpflichtungsgebern im Zu-

sammenhang mit der Aufnahme syrische Flüchtlinge politisch und rechtliche umstritten

ist, begündet keinen atypischen Fall. Die Flüchtlingsanerkennung selbst begründet da-

neben ebenfalls keinen Umstand, der eine Ermessensentscheidung als notwendig eI-

scheinen tieße. Nach dem soeben Dargelegten hat der Kläger nämlich mit seiner Ver'
pflichtungserklärung voll umfänglich das Risiko übernommen, auch nach der Flücht-

lingsanerkennung die Kosten für den Unterhall der auf der Grundlage seiner Verpflich-

tungserktärung hin im Bundesgebiet Aufgenommenen zu tragen.

Oie Kodenentscheidung folgt das S 154 Abs. 1 VWGO.

Die Zulassung der Berufung erfolgit gemäß SS 124a Abs. 1 S. 1,124 Abs. 2 Nr. 3

VWGO.

S. 15./17

Rechtsmittelbelehrung
Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung an das erwalt sgericht

ftir das Land Nordrhein-Westfalen zu. Die BeIufung ist inneöal etnes nats nacn

Zustellung des vollständigen Urteils schrifrlich oder in eleKron nach Ma&
gabe der Verordnung über den eteldronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsge-

richten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (Elektronische Rechtsver-

kehrsverordnung Verwaltungs- und Finanzgerichte - ERWO VG/FG - vom 7. November

2012, GV. NRW. S. 548) bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln'

einzulegen. Sie muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

Die Berufung id innerhalb vorfzwei f\y'onaten nach Zustellung des vollständigen Urteils

zu begründen. Die BegrundunN$-€dhriftlich oder in eleKronischer Form nach Maßga-

be der ERWO VG/FG bei dem Oberverwaltungsgericit, AegidiikirchPlatz 5,

,{8143 Münster, einzureichen, sofern sie nicht zugleich mit der Einlegung der Be rufung

erfolgt; sie muss einen bestimmten Antrag und die im Einzelnen anzuführenden Gründe

der Anfechtung (8erutungsgründe) enthalten.

Vor dem OberveMaltungsgericht und bei Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren

vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird, muss sich jeder Beteiligte durch einen

Prozessbevollmäohtigiten vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsan-
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wälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkanhten Hochschule

eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Ab-

kommens über den Europäischen Wiatschafrsraum oder der Schweiz, die die Befähi-

gung zum Richteramt besilzen, für Behörden und iuristische Personen des öfientlichen

Rechts auch eigene Beschäfrigte oder Beschäfrigte anderer Behörden oder jurislischer

Personen des öffenttichen Recfits mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber

hinaus sind die in S 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung im übrigen bezeichneten

ihnen kraft GeseEes gleichgestellten Personen zugelassen.

Die Berufungsschrift sollte dreifach eingereicht werden. lm Fall der eleklronischen Ein-

reichung nach Maßgabe der ERWO VG/FG bedarf es keiner Abschrifren.

Böllinger Hofmann Schuster

Beschluss
Der Weft des Streitgegenstandes wird auf

!.!g!JE

festgesetzt,

Gründe

oer festgesetzte Betrag entspricfit der Höhe der streitigen Geldleistung (S 52 Abs. 3
GKG),

Rechtsmittelbelehrung
G€gen diesen Beschluss l€nn schrifrlich, zur Niederschrifr des Urkundsbeamten der
Ges€häftsstelle oder in eleKronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den

eleKronischen Rechtwerkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im

Lande Nordrhein-Westfalen (EleKronische Rechtsverkehrwerordnung VeMaltungs-
und Finanzgerichte - ERWo VGIFG - vom 7. November 2012 GV. NRW. S. 548) bei

dem VeMaltlngsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Beschwerde eingelegt wer-

den.

Die Beschu€rde isl innethalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der
Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verhhren sich andeMeitig erledigt hat, einzu-
legen. lst der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist fedgesetzt wor-

tG (oeln S. 16/I?
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den, so kann sie noc$ innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung

des Fe$setsungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschw3rde ist nur zulässig, wenn der Wert des BesclMerdegegendandes

200 Euro übersteigt. .

Die Beschwerdeschrifi sotlte dreihch eingereicht werden lm Fall det eleKronischen

Einreidrung nach Maßgabe der ERWo VC./FG bedarf es keiner Abschrifren'

Böllinger Hofmann Schuster

Sedaubigt
Scfunitt, VcAesdüifü{,te
els Uftundsbeafftin der
G€sctlältestdletut\"Yl


